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SCHIFFSMELDUNGEN

HEUTE ERWARTETE SCHIFFE

NAME SCHIFFSTYP LIEGEPLATZ NATIONALITÄT BRZ
Nyk Aquarius Containerschiff CTA 2 Panama 75 484
Alam Penting Massengutfrachter Hansaport Singapur 46 400
Bavaria Express Containerschiff Burchardkai 6 Großbritannien 39 941
Grande Colonia RoRo O’Swaldkai Italien 38 651
Dandelion Containerschiff Schuppen 63 A-B Malta 36 014
Cielo di Salerno Chemietanker Vopak 2 Liberia 23 680
CCNI Mejillones Containerschiff Schuppen 63 B-C Panama 18 716
Ida Rambow Stückgutfrachter Burchardkai 7 Deutschland 11 662
Dole Africa Kühlschiff O’Swaldkai Bahamas 10 584
Delta Hamburg Containerschiff Athabaskakai 9-10 Deutschland 10 371

Quelle: Schiffsmeldedienst (www.smd.de) – Auswahl, Stand: Gestern, 16.30 Uhr

Kontakt für Schiffsmeldungen: Axel Tiedemann
schiffe@abendblatt.de, Fax: 040 / 34 72 79 21

„Color Magic“ bei
Blohm + Voss
Viele Norddeutsche dürften auf
diesem Schiff bereits in den Nor-
wegen-Urlaub gefahren sein: Jetzt
liegt die „Color Magic“ bei Blohm
+ Voss im Dock. Bis voraussicht-
lich Anfang kommender Woche
sind auf dem erst 2007 in Dienst
gestellten Schiff Garantiearbeiten
geplant. Die 224 Meter lange und
in Finnland gebaute Fähre pendelt
zwischen Kiel und Oslo. 

Saisonstart im
Hafenmuseum
Im Hafenmuseum auf dem Kleinen
Grasbrook ist die Sommersaison
eröffnet worden. Bis Oktober sind
auf dem Gelände im Freihafen
jedes Wochenende wechselnde
Themen- und Kinderprogramme
geplant. Fachleute, oft ehemalige
Seeleute oder Hafenarbeiter, erläu-
tern dabei die Arbeitswelt der
vergangenen Jahrzehnte. Infos:
www.hafenmuseum-hamburg.de

PEKING – Der weltweite Ab-
schwung trifft auch das aufstre-
bende China hart. Wegen massi-
ver Exporteinbrüche wuchs die
Wirtschaft im ersten Quartal so
langsam wie seit mindestens 17
Jahren nicht mehr. Zwischen Ja-
nuar und März nahm das Brutto-
inlandsprodukt (BIP) nur noch
um 6,1 Prozent im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum zu, wie das
Nationale Statistikbüro mitteilte.
Das ist das geringste Plus seit
Einführung der Statistik 1992
und um 4,5 Prozentpunkte nied-
riger als im ersten Quartal des
Vorjahres. Im gesamten Jahr
2008 war die drittgrößte Volks-
wirtschaft der Welt noch um
neun Prozent gewachsen.

Gebremst wurde China zu Jah-
resbeginn 2009 von drastischen
Einbrüchen bei den Exporten.
Wegen der Rezession beim wich-
tigsten Handelspartner USA so-
wie in anderen Industriestaaten
brachen die Ausfuhren allein im
Februar um mehr als ein Viertel
ein und damit so stark wie noch
nie. Konjunkturlokomotive blieb
dagegen der private Konsum.
Der Einzelhandelsumsatz stieg in
den ersten drei Monaten um rund
15 Prozent. 

Trotz der Abkühlung steht die
Volksrepublik im internationalen
Vergleich gut da. Von den fünf
größten Wirtschaftsnationen ist
sie die einzige, die noch wächst.
Für das ebenfalls stark exportab-
hängige Deutschland – weltweit
die Nummer vier – sagen Exper-
ten für 2009 ein Minus von bis zu
sieben Prozent voraus.

China wird dagegen zugetraut,
das selbst gesteckte Wachstums-
ziel von acht Prozent zu errei-
chen. Nach Auffassung von Fach-
leuten wird die Konjunktur schon
in den kommenden Monaten wie-
der anziehen. Die Regierung in
Peking will das Wachstum mit ei-
nem riesigen Konjunkturpro-
gramm ankurbeln und mehr aus-
ländisches Kapital anlocken. Bis-
lang wurden Staatshilfen von 450
Milliarden Euro angekündigt –
etwa für den Ausbau der Infra-
struktur und Steuersenkungen.

Trotz des Einbruchs sah Chi-
nas Ministerpräsident Wen Jia-
bao in den neuen Quartalszahlen
des Statistikamtes denn auch
Hinweise darauf, dass das staat-
liche Konjunkturprogramm be-
reits erste Wirkung zeige. Der
Zustand der Wirtschaft sei „bes-
ser als erwartet“. Auf einer Kabi-
nettssitzung verwies Wen Jiabao
auf einen Anstieg der Investitio-
nen, des Konsums, der Industrie-
produktion und auf ausreichend
Liquidität im chinesischen Ban-
kensystem, wie die amtliche
Nachrichtenagentur Xinhua be-
richtete. (HA)

Chinas Wirtschaft tritt auf die Bremse

Bauen auf chinesische Art: Arbeiter errichten ein Gerüst in Shenyang, einer Stadt mit mehr als sieben Millionen
Einwohnern. Zum Konjunkturprogramm der Regierung gehören Investitionen in die Infrastruktur. FOTO: AP

Beate Kranz
Hamburg

Der Chef des Hamburger Einzel-
handelsverbands ist normaler-
weise für seinen Optimismus be-
kannt. Doch für dieses Jahr
zeichnet auch der Geschäftsfüh-
rer Ulf Kalkmann ein eher düste-
res Bild. „Mehr als 200 Geschäfte
in Hamburg werden wegen der
aktuellen Wirtschaftskrise in die-
sem Jahr ihre Betriebe schließen
müssen.“ Dies sind zwei Prozent
der insgesamt rund 10 000 Ge-
schäfte im Hamburger Einzel-
handel. Auch die
Umsatzentwick-
lung dürfte ins
Minus rutschen.
Kalkmann rech-
net mit Einnah-
merückgängen
von einem Prozent. 

Damit fällt die Prognose des
Hamburger Verbandschefs sogar
noch schlechter aus als die des
bundesweiten Hauptverbands
des Deutschen Einzelhandels
(HDE). Für ganz Deutschland
rechnet der HDE-Sprecher Hu-
bertus Pellengahr für 2009 mit
insgesamt 5000 Geschäftsaufga-
ben. Heruntergerechnet entfie-
len damit auf Hamburg nur etwa
120 Läden statt mehr als 200.
„Die Mieten sind das Problem,
das vielen Einzelhändlern jetzt
das Genick bricht“, sagte Pellen-
gahr der „Neue Ruhr/Neue Rhein
Zeitung“. Nicht nur große Kauf-
hausketten wie Woolworth oder
Hertie steckten derzeit in der
Krise. Viele Mittelständler wür-
den in diesem Jahr die Waffen
strecken. „Über die redet nie-
mand.“ Pellengahr forderte des-
halb vor allem die Immobilienbe-
sitzer auf, die Mieten zu senken.
Kalkmann sieht die Hauptgründe

für Insolvenzen vor allem in der
Wirtschaftskrise. „Die Kaufzu-
rückhaltung geht jetzt langsam
los“, so Kalkmann. Wenn die Zahl
der Kurzarbeiter und Arbeitslo-
sen weiter steigt, hätten die Men-
schen immer weniger Geld zum
Ausgeben zur Verfügung. „Dies
geht dem Handel verloren.“

Besonders ärgert die Hambur-
ger Einzelhändler die Abwrack-
prämie für Autos: „Hier wird eine
Branche durch Subventionen
klar bevorzugt. Das darf nicht
sein“, so Kalkmann. Stattdessen
plädiert der Geschäftsführer des
Hamburger Einzelhandels für ei-
ne „Abwrackprämie für alle Gü-
ter“, wie dies jetzt der Direktor
des Hamburgischen WeltWirt-
schaftsInstituts (HWWI), Thomas
Straubhaar, gefordert hatte.
„Wenn, dann müssen die Sub-
ventionen allen zugute kom-
men.“ In Hamburg könne unter-
dessen nicht grundsätzlich von
zu hohen Mieten gesprochen
werden. „Dies kommt auf den

Einzelfall an“, meint Kalkmann.
„Wenn Mieten aufgrund rückläu-
figer Umsätze zu hoch werden,
sollten die Geschäftsleute mit ih-
rem Vermieter in Verhandlungen
treten und versuchen, zumindest
vorübergehende Mietsenkungen
zu erreichen.“

Unterdessen steht der Einzel-
handel offenbar vor harten Tarif-
auseinandersetzungen. Die Ge-
werkschaft Ver.di hat bereits ers-
te Warnstreiks angedroht. Noch
im April und verstärkt dann im
Mai und Juni könnten im Rah-
men der laufenden Tarifrunden
Streikaktionen sowohl im Einzel-
handel als auch im Groß- und Au-
ßenhandel starten, sagte die
stellvertretende Gewerkschafts-
vorsitzende Margret Mönig-Raa-
ne der „Welt“. Mönig-Raane kün-
digte „sehr fantasie- und effekt-
volle Aktionen“ an, zumal gleich-
zeitig die Tarife für den Groß-
und den Einzelhandel verhandelt
werden: „Wenn im Lager des

Großhändlers wegen Arbeits-
kampfmaßnahmen kein Lkw
rausgeht, kommt im Einzelhan-
delsladen auch keine Ware an.
Da können wir mit wenig Auf-
wand viel erreichen.“

In Hamburg ist unterdessen
noch kein Protest zu erwarten.
„Unsere erste Verhandlungsrun-
de findet am 6. Mai statt“, sagte
der zuständige Gewerkschafter
Ulrich Meinecke dem Abend-
blatt. „Bis dahin sind keine Aktio-
nen geplant.“ 

Die Arbeitgeber kritisierten
unterdessen die Ankündigung
von Arbeitskampfmaßnahmen
der Gewerkschaften als verfrüht.
„Streiks anzukündigen, wo der
Verhandlungsverlauf noch gar
nicht absehbar ist, halten wir für
überzogen“, sagte der Geschäfts-
führer des Hauptverbands des
deutschen Einzelhandels (HDE),
Heribert Jöris. 

Für die rund 57 000 Beschäf-
tigten in Hamburg fordert Ver.di
6,5 Prozent mehr Lohn – oder

mindestens 150
Euro monatlich
mehr Geld, bei
einer Laufzeit
von zwölf Mona-
ten. Ein Angebot
der Arbeitgeber

liegt noch nicht vor. Mönig-Raa-
ne forderte für die bundesweit
rund 2,7 Millionen Beschäftigten
des Einzelhandels als Angebot
der Arbeitgeber „einen spürba-
ren Aufschlag über den Inflati-
onsausgleich hinaus“. Die Unter-
nehmen könnten sich trotz der
Krise deutliche Lohnaufschläge
leisten, was auch ein Konjunk-
turprogramm wäre.

Die 26 500 Beschäftigten im
Bremer Einzelhandel kamen un-
terdessen nach fast zwei Jahre
langen Verhandlungen gestern
endlich zu einem Tarifabschluss
– der allerdings nur für die Ver-
gangenheit gilt: Gewerkschaften
und Arbeitgeber einigten sich auf
eine Erhöhung von drei Prozent
rückwirkend zum 1. Mai 2008.
Außerdem gibt es eine Einmal-
zahlung von 400 Euro. Für die
nächsten zwölf Monate hat Ver.di
in Bremen bereits ihre neue For-
derung formuliert: 6,5 Prozent,
mindestens aber 120 Euro mehr. 

Einzelhandel: Mehr
als 200 Läden in

Hamburg droht Aus
Branche steht vor
turbulenter Tarifrun-
de. Ver.di fordert
6,5 Prozent mehr
Lohn für die rund 
57 000 Beschäftigten.

PROGNOSE UMSATZ SINKT UM EIN PROZENT 

„Die Kaufzurückhaltung geht jetzt langsam los. Sie
wird mit der steigenden Zahl von Kurzarbeitern und
Arbeitslosen noch zunehmen.“ Ulf Kalkmann

Daniela Stürmlinger
Hamburg

Dunkler Hosenanzug, langes
blondes Jahr, grazile Figur: Clau-
dia Kemfert läuft zielstrebig zum
Vortragspult bei ihrer Lesung in
der Zentralbibliothek für Wirt-
schaftswissenschaften in Ham-
burg. Und sie geht sofort in die
vollen, präsentiert Grafiken und
Berechnungen aus ihrem Buch
„Die andere Klima-Zukunft – In-
novation statt Depression“. 

„Mich hat das Thema Klima
schon sehr früh – vor über 15
Jahren – fasziniert und nicht
mehr losgelassen“, erzählt die
40-Jährige, die damals unter an-
derem in den USA an der Compu-
ter-Modellierung von Energie-
märkten und Klimaschutz ge-
forscht hat. Heute gehört sie zu
den wohl profiliertesten Klima-
und Energieexperten, die
Deutschland zu bieten hat. Clau-
dia Kemfert mahnt. Davor, dass
wir unseren Lebensraum ver-
nichten. Davor, dass uns unsere
heutige Untätigkeit beim Thema
Klimaschutz irgendwann einmal
sehr teuer zu stehen kommen
wird. Sehr teuer. Nach ihren Mo-
dellrechnungen könnten als Fol-
gen des Klimawandels in den
nächsten 50 Jahren allein auf
Deutschland 800 Milliarden Euro

Kosten zukommen – wenn wir
nicht gegensteuern, am besten
sofort. 

Bei dem Vortrag in Hamburg
spricht sie auf Einladung der wis-
senschaftlichen Lesereihe Wirt-
schaftsdienst. Die Atmosphäre
gleicht der einer Studierstube.
Doch die Umweltökonomin der

Berliner Humboldt-Universität
und Leiterin der Abteilung Ener-
gie, Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) in Berlin sucht
nicht nur das Fachpublikum. Sie
ist auch in Talkshows zu finden,
manchmal als gern gesehener
Gast jede Woche, manchmal wo-
chenlang nicht. Gerade so oft, wie
das Thema Klimaschutz Kon-
junktur in Deutschland hat. Ihren
Ehemann sieht sie wegen dieser
Umtriebigkeit oft nur am Wo-
chenende, erzählt sie. „Von Mon-
tag bis Donnerstag arbeite ich
viele Stunden. Am Wochenende
so gut wie nie.“

Wohltuend gegenüber anderen
Mahnern fällt bei der Frau auf,
die nach ihrem Studium in Biele-
feld, Oldenburg und der US-Elite-
Uni Stanford 2002 als Jüngste ei-
ne C-4-Professur in Deutschland
erhielt, dass sie nicht nur Horror-
szenarien malt, sondern auch
Auswege aufzeigt. Klimaschutz
rechnet sich, ist ihr Credo. Mit In-
vestitionen in regenerative Ener-
gien lasse sich Geld verdienen.

Ideologische Verbrämung ist
ihr offenbar fern. Claudia Kem-
fert verweist sogar darauf, dass
längere Laufzeiten der bestehen-
den Kernkraftwerke durchaus
Sinn machen – „um die Zeit zu
überbrücken, bis die regenerati-
ven Energien so weit sind“. Auch

bei Kohlekraftwerken, die wegen
ihres hohen Ausstoßes des Um-
weltkillers CO2 kritisiert werden,
sieht sie bei allen Bedenken den
Nutzen. „Ein neues Kraftwerk ist
zumindest etwas Klima schonen-
der als ein altes. Wenn die CO2–
Emissionen eingelagert werden
könnten – das erprobt man der-
zeit – spricht nichts gegen ein
Kohlekraftwerk“, sagt sie dem
Abendblatt. „In Hamburg hätte
man allerdings genügend Mög-
lichkeiten, Strom aus erneuerba-
ren Energien, auch aus Nord-
deutschland, zu importieren“,
merkt sie mit Blick auf das ge-
plante Kraftwerk Moorburg kri-
tisch an.

Kemfert spricht ihre Zuhörer
persönlich an. Jeder könne für
sich selbst etwas unternehmen,
um die statistisch berechneten
10,4 Tonnen CO2 zu reduzieren,
die jeder Mensch pro Jahr ver-
antwortet, durch den Verkehr,
die Erzeugung von Nahrung, und
natürlich durchs Heizen. „Als
Erstes kann man problemlos
Energie einsparen und kann bei
den kleinsten Dingen anfangen,
wie Standby-Schaltungen oder
Glühbirne. Energiesparende
Elektrogeräte kaufen sowie in
energetisch sanierte Gebäuden
wohnen – da ist ohnehin das
Raumklima angenehmer“, sagt
sie. 

Zudem solle man auf die Ener-
giebilanz aller Produkte schauen.
„Auch ein Bio-Apfel kann mehr
Emissionen verursacht haben als
ein herkömmlicher.“ Den Öffent-
lichen Nahverkehr sollten die
Menschen öfter nutzen, zumal
nach ihrer Einschätzung „die Zeit
der billigen Energie mittelfristig
vorbei sein“ wird. Oder man kann
auch gern mal mit dem Fahrrad
fahren. „Das hält fit und schont
zudem den Geldbeutel“, lautet ei-
ner ihrer Sätze für ein besseres
Klima. 

Man könne ohnehin alle Emis-
sionen neutralisieren und in Kli-
maschutzprojekte spenden. „Für
das Klima ist es egal, wo Klima-
schutz betrieben wird. Ökono-
misch gesehen ist es am wichtigs-
ten Klimaschutz zu betreiben,
der wirtschaftlich auch sinnvoll
ist“, gibt sie ihren Zuhörern mit.
Wer etwa gern in den Urlaub
fliegt, könne einen CO2-Ausgleich
dafür bezahlen. Die in Delmen-
horst geborene Kemfert ver-
bringt ihren Urlaub gern an der
Nordseeküste. Dennoch dürfte
sie bald wieder im Flugzeug sit-
zen. Vielleicht düst sie dann nach
Südkorea. In dem Land wird der-
zeit gerade ihr Buch übersetzt.
Nicht in Englisch, sondern in Ko-
reanisch. „Das werde ich wohl
nicht lesen können“, scherzt die
Wissenschaftlerin.

PORTRÄT DIE ENERGIEEXPERTIN CLAUDIA KEMFERT – VON DER ELITEUNI IN DEUTSCHE TALKSHOWS

Eine Professorin kämpft für den Klimaschutz

Claudia Kemfert (40), einst
Deutschlands jüngste C-4-Pro-
fessorin, leitet die Abteilung Ener-
gie, Verkehr, Umwelt am Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung.

NEW YORK – Mit J.P. Morgan Cha-
se hat bereits die dritte US-Groß-
bank in Folge zum Jahresauftakt
einen überraschend hohen Milli-
ardengewinn eingefahren. Die
Bank erzielte im ersten Quartal
einen Überschuss von 2,1 Milliar-
den Dollar (1,6 Milliarden Euro).
J.P. Morgan bleibt damit eine der
wenigen US-Banken, die in der
gesamten Finanzkrise bisher in
der Gewinnzone blieb. Anleger
werteten die Zahlen als weiteres
Signal für den möglichen Beginn
einer Erholung der US-Finanz-
branche.

Der Gewinn lag knapp zehn
Prozent unter dem ersten Quar-
tal des Vorjahres. Er fiel aber
trotz erneut milliardenschwerer
Belastungen durch Kreditpapie-
re deutlich höher aus als von
Analysten erwartet. Die Erträge
kletterten ebenfalls überra-
schend stark um 50 Prozent auf
den Rekordwert von 26,9 Milliar-
den Dollar. Die Bank sei auch für
den Fall einer verschärften Krise
gut gerüstet, sagte Konzernchef
Jamie Dimon.

In den vergangenen Tagen hat-
ten bereits die US-Finanzhäuser

Wells Fargo und Goldman Sachs
unerwartet hohe Milliardenge-
winne verkündet. Bei der Citi-
group, die weltweit zu den größ-
ten Verlierern der Krise zählt, er-
warten Experten jedoch am Frei-
tag erneut einen hohen Verlust.

J.P. Morgan musste erneute
Belastungen von zehn Milliarden
Dollar für faule Papiere und die
Kreditvorsorge verkraften. Dies
sei „extrem viel“, räumte Dimon
ein. Bei einer weiteren Ver-
schlechterung der Wirtschaftsla-
ge seien nochmalige Kosten
wahrscheinlich. 

Aus der relativ starken Positi-
on heraus hatte sich J.P. Morgan
2008 den Großteil der zusam-
mengebrochenen einst führen-
den US-Sparkasse Washington
Mutual geschnappt. Zuvor hatte
der Konzern in einem Notverkauf
schon die Investmentbank Bear
Stearns zum Schleuderpreis
übernommen. Nach den Zukäu-
fen baut J.P. Morgan massiv Stel-
len ab. Allein seit Jahreswechsel
fielen mehr als 5000 Jobs weg.
Die Bank sprach zuletzt von min-
destens 12 000 Stellen, die ge-
kürzt würden. (dpa/HA)

Nächste US-Bank überrascht mit Milliardengewinn
BRÜSSEL – Wegen der Finanz-
marktkrise fordert die europäi-
sche Luftfahrtindustrie staatli-
che Hilfen. Als Vorbild nannte
Airbus-Chef Thomas Enders ein
von der französischen Regierung
aufgelegtes Kreditprogramm für
Fluggesellschaften, damit diese
auch in der Krise neue Flugzeuge
bestellen können. „Es wäre sehr
im Interesse der Industrie, wenn
andere Regierungen ähnliche
Initiativen starteten“, sagte er.

Wegen der internationalen Fi-
nanzmarktkrise sind die Banken
mit der Kreditvergabe sehr zu-

rückhaltend geworden. Die Flug-
gesellschaften leiden überdies
unter dem weltweiten Konjunk-
tureinbruch, weil Geschäftsleute
wie Privatpersonen bei den Rei-
sekosten sparen. Schätzungen
zufolge müssen die Fluggesell-
schaften weltweit in diesem Jahr
mit Einnahmeverlusten von
zwölf Prozent rechnen. Auch
kleine Zulieferbetriebe von
Großkonzernen wie Airbus
bräuchten Unterstützung, er-
klärten Enders und der Präsident
des Verbands der europäischen
Luftfahrt- und Rüstungsindustrie

(ASD), Allan Cook. „Ein Kredit-
programm für kleine und mittle-
re Unternehmen des Luft- und
Raumfahrtsektors wäre sehr
willkommen“, sagte Cook. Zu-
dem müssten die EU-Staaten die
Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten der Branche stärker
unterstützen. Kritik übte Enders
an einem EU-Forschungspro-
gramm für den Bau umwelt-
freundlicherer Flugzeuge, ge-
nannt Clean Sky. „Die geplanten
Investitionen in neue Technolo-
gien drohen im Dschungel der
Bürokratie zu ersticken.“ (AP)

Luftfahrtbranche ruft nach Staatshilfen


